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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Nachdem die von der Auto-Partei im Jahre 1990 lancierte Volksinitiative nicht zustande
gekommen war, lancierte der Gewerbeverband und das Redressement National im
Februar erneut eine Initiative, welche die Abschaffung der direkten Bundessteuer bis
ins Jahr 2003 zum Ziel hat. Das überparteiliche, rechtsbürgerliche Initiativkomitee
begründete sein Begehren mit dem im Vergleich zu den übrigen OECD-Ländern sehr
hohen Anteil von direkten Steuererträgen an den Einnahmen der öffentlichen Hand
(Bund, Kantone und Gemeinden). Die für die Bundeskasse entstehenden
Mindereinnahmen sollten durch zusätzliche Verbrauchssteuern teilweise kompensiert
werden. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Umlagerung der direkten auf die indirekte Besteuerung bildete den Stein des
Anstosses seitens der SP, weil alle Konsumentinnen und Konsumenten unabhängig von
ihrem Einkommen belastet würden. Die 300 000 Steuerpflichtigen, welche bisher als
Kleinverdiener keine direkten Bundessteuern bezahlen mussten, hätten inskünftig in
Form von zusätzlichen indirekten Verbrauchssteuern ihren Steueranteil zu leisten.
Hingegen würden die 130 000 bestverdienenden Steuerzahler (4%), welche bisher über
CHF 3 Mrd. (50%) an die Einnahmen der direkten Bundessteuern beitrugen, stark
entlastet. Auch unter den bürgerlichen Parteien stiess die Initiative zum Teil auf wenig
Gegenliebe. Die CVP liess verlauten, zuerst müsse eine neue Bundesfinanzordnung
eingeführt werden, bevor einer derartigen Einnahmeneinbusse zugestimmt werden
könne. Auch für die FDP und die SVP war der Zeitpunkt dieses Begehrens denkbar
schlecht gewählt. Der Vorort hingegen empfahl seinen Mitgliederorganisationen, die
Initiative zu unterstützen. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 22.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Volksinitiative zur Abschaffung der direkten Bundessteuer, welche im Februar 1992
von einem rechtsbürgerlichen Komitee lanciert worden war, kam im Berichtsjahr
zustande. Mit Abstand am meisten Unterschriften steuerte der Kanton Zürich bei,
gefolgt vom Kanton Waadt. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat empfahl die Volksinitiative "zur Abschaffung der direkten
Bundessteuer", die 1993 vom Schweizerischen Gewerbeverband eingereicht worden
war, ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Gemäss dem Bundesrat würde eine
Umlagerung der Fiskalbelastung von den direkten zu den indirekten Steuern die
obersten Einkommensschichten (höchstens 10% der Haushalte) zulasten der unteren
und mittleren Einkommen privilegieren und so den sozialen Frieden gefährden. Dazu
erführen auch juristische Personen eine jährliche Steuerentlastung von rund CHF 3
Mrd. Um diese Einnahmenausfälle auszugleichen, müsste der Mehrwertsteuersatz auf
mindestens 12% angehoben werden. Ausserdem erscheine die Initiative unter dem
Aspekt des Finanzausgleichs für Bund und Kantone problematisch. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.11.1994
EVA MÜLLER

In der Frühjahrssession kam die vom Schweizerischen Gewerbeverband getragene
Volksinitiative "zur Abschaffung der direkten Bundessteuer", die der Bundesrat bereits
1994 kategorisch abgelehnt hatte, in den Ständerat. Sie verlangt die Abschaffung der
direkten Bundessteuer auf Ende 2002, eine Kompensation der Steuerausfälle von gegen
CHF 9 Mrd. durch die Mehrwertsteuer, die damit auf rund 12% erhöht werden müsste,
und die Aufrechterhaltung des interkantonalen Finanzausgleichs. Die Initiative hatte
auch im Ständerat, der geltend machte, dass deren Annahme eine unsoziale
Lastenverschiebung auf 90% der Einkommen zugunsten von 10% Steuerpflichtigen mit
hohem Einkommen zur Folge hätte, keine Chance. Mit 40:0 erhielt sie eine deutliche
Abfuhr. In der Sommersession empfahl mit 140:31 Stimmen aus den selben Gründen
auch der Nationalrat die Initiative zur Ablehnung. Nur gerade eine Mehrheit der SVP und
Liberalen sowie eine Minderheit der FDP verteidigten das Volksbegehren. Angesichts
dieser schwachen Unterstützung zog das Komitee die Initiative im Dezember zurück. 5

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.12.1996
EVA MÜLLER
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